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Vereinbarung nach 8§ 72a Sozialgesetzbuch - Achtes Buch (SGB VIII)

(angelehnt an die Mustervereinbarung des KVJS und des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend Nordrhein-Westfalen,
auf Grundlage des Bundeskinderschutzgesetzes und des Beschlusses des Sozial- und Jugendhilfeausschusses des Land-
kreises Karlsruhe vom 15.12.2014)

zZwis chen

Landkreis Karlsruhe -Jugendamt-, Beiertheimer Allee 2, 76137 Karlsruhe
vertreten durch Herrn Amtsleiter Dominik Weiskopf
- im Folgenden ,Jugendamt” genannt —

und
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- im Folgenden ,Trager" genannt -

Diese Vereinbarung regelt in Anwendung des 8 72a SGB VIII, wann Ehren- und Nebenamtliche
ihre Tatigkeit beim Trager der freien Jugendhilfe sowie in der Kinder- und Jugendarbeit tétigen
Vereine und Verbande aufgrund von Art, Intensitat und Dauer des Kontaktes zu Kindern und Ju-
gendlichen nur nach Vorlage eines erweiterten Fihrungszeugnisses nach den 88 30 und 30a Abs.
1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) ausiiben dirfen.

8 72a Abs. 4 SGB VIl erfasst Personen, die als Ehren- und Nebenamtliche unter der Verantwor-
tung eines freien Tragers oder eines in der Kinder- und Jugendarbeit tatigen Vereines oder Ver-
bandes tatig werden. Damit sind alle Formen des freiwilligen Engagements gemeint. Diese Perso-
nen mussen Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen und dabei unmittelbar Kinder und
Jugendliche beaufsichtigen, erziehen oder ausbilden oder einen vergleichbaren Kontakt zu ihnen
haben.

1. Der Trager verpflichtet sich, die Qualifizierung seiner ehren- und nebenamtlich tatigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter fur ihre Tatigkeit in der Kinder- und Jugendarbeit sicherzustel-
len und das Praventions- und Schutzkonzept seines Verbandes zum Schutz von Kindern
und Jugendlichen in der alltéaglichen Kinder- und Jugendarbeit umzusetzen.

2. In Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im Sinne von § 3 Abs. 2 SGB
VIII erbringt der Trager Angebote der Jugendhilfe entsprechend § 2 Abs. 2 SGB VIII oder
beteiligt sich an einer anderen Aufgabe im Sinne des § 76 Abs. 1 SGB VIII, die von der 6f-
fentlichen Jugendhilfe finanziert werden.
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Der Trager benennt dem Jugendamt auf einem gesonderten Anhang schriftlich die Tatig-
keiten, aufgrund derer wegen Art, Intensitéat und Dauer des Kontaktes zu Kindern und Ju-
gendlichen ein erweitertes Fihrungszeugnis von ehren- und nebenamtlich Téatigen vorzule-
gen ist. Dies stellt jedoch keinen abschlielenden Katalog dar und entbindet den Trager
nicht von der Verantwortung, auch bei dort nicht genannten Téatigkeiten eine Uberpriifung
anhand der Kriterien vorzunehmen und sich unter Umstanden ein erweitertes Fihrungs-
zeugnis vorlegen zu lassen. Die Entscheidung dariiber, ob ein erweitertes Fihrungszeug-
nis vorgelegt werden muss, ist vom Trager zu dokumentieren.

Der Tréager verpflichtet sich, keine ehren- und nebenamtlich Tatigen, die rechtskraftig we-
gen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 184i,
201a Abs. 3, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt
worden sind, im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit einzusetzen.

Das erweiterte Flhrungszeugnis darf bei der Vorlage nicht alter als drei Monate sein. Spa-
testens nach funf Jahren ist ein aktuelles erweitertes FlUhrungszeugnis vorzulegen. Die
Einsichtnahme in das erweiterte Flihrungszeugnis ist vom Trager zu dokumentieren. Eine
Person kann sich dabei nicht selber prifen, Vorstéande/Vorsitzende dokumentieren gegen-
seitig die Einsichtnahme. In diesem Zusammenhang sind die Datenschutzbestimmungen
zu bericksichtigen. Das Dokumentationsblatt bleibt beim Tréger.

Die Vorlage des erweiterten Flhrungszeugnisses muss vor Beginn der ehren- oder neben-
amtlichen Tatigkeit erfolgen, spatestens jedoch bis Ablauf einer dreimonatigen Ubergangs-
frist ab Unterzeichnung dieser Vereinbarung.

Jugendliche kdnnen bereits ab 14 Jahren ein erweitertes Flhrungszeugnis beantragen. Die
Entscheidung, ob dies notwendig ist, richtet sich - wie bei allen anderen neben- und ehren-
amtlich tatigen Personen auch - nach der jeweiligen Tatigkeit.

Diese Regelung gilt auch fur auslandische neben- und ehrenamtlich tatige Personen, die
einen Wohnsitz in Deutschland begriinden. Auslandische neben- und ehrenamtlich tatige
Personen, die nicht ihren Wohnsitz in Deutschland begrtinden, geben eine Selbstverpflich-
tungserklarung ab.

Sollte eine ehren- oder nebenamtliche Tatigkeit so spontan und kurzfristig entstehen, dass
eine Vorlage eines erweiterten Fuhrungszeugnisses nicht mdglich ist, ist eine Selbstver-
pflichtungserklarung von der betreffenden Person abzugeben.

Die Einsichtnahme in das erweiterte Filhrungszeugnis erfolgt Gber den Trager. Das Ergeb-
nis der Einsichtnahme ist zu dokumentieren. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu
schitzen. Sie sind unverziglich zu l6schen, wenn im Anschluss an die Einsichthahme kei-
ne Tatigkeit nach § 72a SGB VIl Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 wahrgenommen wird.
Andernfalls sind die Daten spétestens drei Monate nach der Beendigung einer solchen T&-
tigkeit zu I6schen.

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt mit Unterzeichnung al-
ler Vereinbarungspartner in Kraft. Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung unter An-
gabe von Grunden mit einer Frist von sechs Monaten kindigen. Im gegenseitigen Einver-
nehmen ist eine frihere Kindigung bzw. Veranderung mdglich. Die Kindigung bzw. Ver-
anderung bedarf der Schriftform.



10. Die Entscheidung uber die Einsichtnahme in ein erweitertes Fuhrungszeugnis richtet sich
nach den Regeln dieser Vereinbarung, auch wenn eine Maflinahme (zusatzlich) im Bereich
eines anderen Jugendamtes umgesetzt wird.

Fir das Jugendamt: Fiur den Trager:

Karlsruhe,

Ort, Datum Ort, Datum

Dominik Weiskopf, Amtsleiter Vertretungsberechtigte Person/Tréager
Anlagen

Gesetzliche Grundlagen
Selbstverpflichtungserklarung
Prifschema

Bescheinigung fur die Gebihrenbefreiung
Dokumentationsblatt

arONE



Auflistung der Téatigkeiten des Tragers nach Punkt 3 der
Vereinbarung:



	demder: 
	Anschrift: 
	vertreten durch: 
	Ort: 
	Datum: 
	Tätigkeiten des Trägers: 


